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       Darmstadt, den 24. März 2006
Leiter des Einbürgerungsdezernates

beim Regierungspräsidium Darmstadt

Praktiker-Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz
am 30./31. März 2006 in Berlin;

Artikel 5: Staatsangehörigkeitsgesetz

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit der Einfügung der Einbürgerungsregelungen aus dem weggefallenen Ausländergesetz in das Staatsangehörigkeitsgesetz ist ein erster wichtiger Schritt vollzogen worden, die zersplitterte Rechtsmaterie des deutschen Staatsangehörigkeits- und Einbürgerungsrecht zusammenzuführen und zu vereinheitlichen. Allerdings ist diese Zusammenführung im Wesentlichen nur redaktioneller Natur und überdies nicht komplett. Ich denke z.B. an das „Heimatlose Ausländer-Gesetz“ (HAG) und das „Gesetz zur Verminderung der Staatenlosigkeit“, die gleichberechtigt nach wie vor Regelungen zur Einbürgerung enthalten. Ziel muss es ein, dass alle Staatsangehörigkeits- und Einbürgerungsvorschriften sich in einem Gesetzeswerk, dem Staatsangehörigkeitsgesetz, wiederfinden. 
Da sich in materiell-rechtlicher Hinsicht mit dem Zuwanderungsgesetz kaum etwas geändert hat, muss sich der Blick zwangsläufig auf die staatsangehörigkeitsrechtliche Zäsur richten, die mit der Novellierung zum 1. Januar 2000 stattgefunden hat und die mit dem Zuwanderungs-gesetz fortgeschrieben wurde. Die Erfahrungen daraus lassen erst Folgerungen hinsichtlich der hier anstehenden Frage zu, ob weiterer gesetzgeberischer Regelungsbedarf besteht.
Doch zunächst: Welche inhaltlichen Veränderungen hat das Zuwanderungsgesetz gebracht?
Zwei Punkte wären zu nennen. 
1) § 37 StAG 

Die Vorschrift schreibt die so genannte Regelanfrage bei den Ämtern für Verfassungsschutz verbindlich vor und vollzieht gesetzgeberisch das, was in den meisten Bundesländern, auch in Hessen, bereits jahrelange Praxis ist. Ich kann hierzu kurz und prägnant feststellen: Die Regelanfrage hat sich bewährt. Die Erkenntnisse der Ämter für Verfassungsschutz versetzen die Einbürgerungsbehörde in die Lage, dem Ausschlussgrund der verfassungsfeindlichen Bestrebungen (§ 11 Nr. 2 StAG) Geltung zu verschaffen. 
2) § 8 II StAG

Der Bezug öffentlicher Leistungen, der bislang den Weg einer Ermessenseinbürgerung von Vornherein verschloss, wird nunmehr im Falle einer besonderen Härte oder des öffentlichen Interesses eröffnet.
Die Vorschrift beseitigt Unzulänglichkeiten des Einzelfalls. Sie hat sich bewährt. Die Bedeutung – gemessen an der Gesamtzahl der Einbürgerungsanträge – ist allerdings gering.

Lassen Sie mich nun zu einigen Themen kommen, die nach 6 Jahren Staatsangehörigkeits-novelle von Praxisseite anzusprechen sind:
1) Einheitlichkeit des Gesetzesvollzugs

Es ist leider zu konstatieren, dass es in wichtigen Fragen des Vollzugs zu einer unterschiedlichen Praxis quer durch die Republik gekommen ist, beispielsweise bei der Definition der„ausreichenden Deutschkenntnisse“ und der Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei „Gegenseitigkeit EU“.
Zu beiden Problembereichen gibt es mittlerweile Grundsatzentscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig, ohne dass damit die unterschiedliche Praxis vollends ausgeräumt wäre.
Hier ist m.E. der Gesetzgeber aufgefordert, mittels Legaldefinitionen Klarheit und Einheitlichkeit zu schaffen. 
2) Wertewiderspruch

Zurecht schließt der Gesetzgeber Menschen von der Einbürgerung aus, die Anhaltspunkte dafür bieten, dass sie nicht auf dem Boden der freiheitlich demokratischen Grundordnung stehen. Demgegenüber stehen Antragsteller, die
bereits bewiesen haben, dass sie die Rechtsordnung missachten, nämlich Straftäter, vergleichsweise günstig dar. Die Gesetzeswertung, dass eine Verurteilung zu              6 Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung noch eine Bagatelle im Sinne des Einbürgerungsrechts ist, passt nicht ins Gesamtbild, wobei erschwerend das Kumulationsverbot hinzukommt.
Der Vorschlag, die Bagatellgrenze auf die Hälfte zurückzunehmen oder die Kumulierung zuzulassen, erscheint nicht nur sachgerecht, sondern ist meines Wissens bereits Konsens in den Fachebenen der Bundesländer.
3) Rücknahme von Einbürgerungen

Das schwierige Thema des Ausschlussgrundes des § 11 Nr. 2 StAG bringt es mit sich, dass die Behörde mitunter erst nachträglich, also nach erfolgter Einbürgerung erfährt, dass ein Antragsteller beispielsweise in einer verfassungsfeindlichen Gruppierung tätig war. Die Behörde wurde also insoweit getäuscht. Sie ist nun in diesen Fällen auf die allgemeinen Regelungen der Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsakten      (§ 48 VerwVfG) verwiesen, was in Ansehung des Schutzes der deutschen Staatsangehörigkeit durch Art. 16 des Grundgesetzes rechtlich nicht einfach, jedenfalls verwaltungsmäßig sehr aufwändig ist. Eine gesetzliche Rücknahmeregelung wäre vorzuziehen.
4) Automatischer Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit (§ 25 StAG)

Die ersichtlich vor dem Hintergrund der Wiedereinbürgerungspraxis verschiedener Länder (z.B Türkei) erfolgte Streichung des so genannten Inlandsprivilegs hat in Einzelfällen zu problematischen Ergebnissen geführt. Zum Beispiel haben Menschen, denen der deutsche Staat im Grundsatz eine Mehrstaatigkeit erlaubt, eine EU-Staatsangehörigkeit angenommen, ohne an die erforderliche Beibehaltungsgenehmigung zu denken. In einigen Fällen ist daran gedacht, die gewährte Beibehaltungsgenehmigung jedoch fehlgeschlagen, weil die Betroffenen nicht verinnerlicht haben, dass sie zwar das Einbürgerungs- und die Beibehaltungsverfahren parallel betreiben, jedoch nur in einer Reihenfolge, nämlich zuerst das deutsche, abschließen dürfen. Unterschiedslos haben Alle die deutsche Staatsangehörigkeit verloren. 
Ich halte für diese Fallkonstellation eine erhebliche Dunkelziffer für wahrscheinlich. Eine Beibehaltungsgenehmigung, die auch heilende Wirkung entfaltet, könnte Abhilfe schaffen. Deutsche Staatsbürger auf den Weg der Wiedereinbürgerung zu verweisen, obwohl nur ein „formaler“ Fehler vorliegt, erscheint nicht sachgerecht.
Auf weitere Stichpunkte, etwa „ius soli“, „Harmonisierung von Anspruchs- und Ermessenseinbürgerung“ und „Ersitzungsregelung“ kann ich aus Zeitgründen nicht vertiefend eingehen. Vor dem Hintergrund, dass es mir darum geht, für eine inhaltliche Weiterentwicklung des deutschen Einbürgerungsrechts zu werben, ist dies auch nicht notwendig.
Wie gesagt, ein erster richtiger Schritt ist mit dem Zuwanderungsgesetz eingeleitet worden, weitere Schritte müssen folgen.

